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4 3 3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zu dem am 4. September 1958 in Istanbul

unterzeichneten Übereinkommen über den internationalen Austausch von
Auskünften in Personenstandsangelegenheiten

4 3 4 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Albanien über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber von Diplomaten-
und Dienstpässen

432. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen

Übereinkommens über Staatenimmunität

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Deutschland mit 5. Juni 1992 seine
Erklärung gemäß Art. 28 Abs. 2 des Europäischen
Übereinkommens über Staatenimmunität (BGBl.
Nr. 432/1976, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 149/1991) dahingehend abge-
ändert, daß sich die Länder der BRD, nämlich
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein und Thüringen auf die für
die Vertragsparteien geltenden Vorschriften des
Übereinkommens berufen können und die gleichen
Pflichten haben wie diese.

Vranitzky

433. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zu dem am 4. September 1958 in Istanbul
unterzeichneten Übereinkommen über den
internationalen Austausch von Auskünften in

Personenstandsangelegenheiten

Nach Mitteilungen des Schweizerischen Bundes-
rates haben folgende Staaten ihre Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden zum Zu-
satzprotokoll zu dem am 4. September 1958 in
Istanbul unterzeichneten Übereinkommen über den
internationalen Austausch von Auskünften in
Personenstandsangelegenheiten (BGBl. Nr. 491/
1991) hinterlegt:

Staaten:

Frankreich
Italien
Niederlande (einschließlich

Aruba)

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations-, Annahme- oder

Genehmigungsurkunde:

11. Dezember 1990
20. Februar 1992

9. Juli 1990

Vranitzky

434.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER REPUBLIK ALBANIEN
ÜBER DIE AUFHEBUNG DER SICHT-
VERMERKSPFLICHT FÜR INHABER
VON DIPLOMATEN- UND DIENST-

PÄSSEN

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Albanien haben — von dem
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Wunsche geleitet, ihre Beziehungen auf der
Grundlage der Schlußakte der KSZE von Helsinki
und der Charta von Paris weiter zu entwickeln —
beschlossen, ein Abkommen über die Aufhebung der
Sichtvermerkspflicht für Inhaber von Diplomaten-
und Dienstpässen zu schließen, und sind wie folgt
übereingekommen:

Artikel 1

Staatsbürger der Republik Österreich und Staats-
bürger der Republik Albanien, die Inhaber eines
gültigen Diplomaten- oder Dienstpasses sind,
dürfen ohne Sichtvermerk in das Hoheitsgebiet des
anderen Staates einreisen, durch dieses durchreisen
und aus diesem ausreisen.

Artikel 2

Die in Artikel 1 genannten Personen haben das
Recht, sich nach der sichtvermerksfreien Einreise bis
zur Höchstdauer von drei Monaten im Hoheitsge-
biet des anderen Staates aufzuhalten.

Artikel 3

(1) Inhaber von gültigen Diplomaten- oder
Dienstpässen, die Mitglieder der diplomatischen
Mission oder einer konsularischen Vertretung des
einen Staates auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Staates oder Vertreter des einen Staates bei einer
internationalen Organisation sind, die ihren Amts-
sitz auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staates hat,
oder einer solchen Organisation als Beamte
angehören, haben das Recht, sich nach der
sichtvermerksfreien Einreise während der Dauer der
Dienstverwendung im Hoheitsgebiet des anderen
Staates aufzuhalten.

(2) Gleiches gilt für die im gemeinsamen
Haushalt lebenden Ehegatten und minderjährigen
Kinder der in Absatz 1 genannten Personen, wenn
diese gleichfalls gültige Diplomaten- oder Dienst-
pässe besitzen oder in solchen miteingetragen sind,
während der Dauer der Dienstverwendung der in
Absatz 1 genannten Personen im Hoheitsgebiet des
anderen Staates.

Artikel 4

Die Rechtsvorschriften des einen Staates für die
Einreise, die Durchreise und den Aufenthalt von
Angehörigen des jeweils anderen Staates, die keine
gültigen Diplomaten- oder Dienstpässe besitzen,
werden durch dieses Abkommen nicht berührt.

Artikel 5

Durch dieses Abkommen wird das Recht der
Vertragsparteien, Personen, die sie als unerwünscht
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ansehen, die Einreise, die Durchreise oder den
Aufenthalt zu verweigern, nicht berührt.

Artikel 6

Jeder Vertragsstaat kann die Anwendung dieses
Abkommens vorübergehend ganz oder teilweise
aussetzen. Die Einführung, die in Aussicht genom-
mene Dauer und die Aufhebung dieser Maßnahme
sind dem anderen Vertragsstaat spätestens 48
Stunden vorher schriftlich auf diplomatischem
Wege bekanntzugeben.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats, der auf den Monat seiner
Unterzeichnung folgt, in Kraft. Es wird auf.
unbestimmte Zeit abgeschlossen.

(2) Jede der beiden Vertragsparteien kann dieses
Abkommen jederzeit schriftlich auf diplomatischem
Wege kündigen; es tritt am neunzigsten Tag nach
Eingang der Kündigung bei der anderen Vertrags-
partei außer Kraft.

Zu Urkund dessen haben die hiezu Bevollmäch-
tigten dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Tirana, am 26. Juni 1992 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und albanischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
A. Mock

Für die Regierung der Republik Albanien:
Serreqi

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 Abs. 1 mit 1. September 1992 in Kraft.

Vranitzky
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